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B e r i c h t

Der Ausschuss für Finanzen hat den Einzelplan 05 – Ministerium der Justiz und 
für Migration des Staatshaushaltsplans für das Haushaltsjahr 2022 in seiner 6. Sit-
zung am 18. November 2021 beraten. 

In die Beratung einbezogen wurde auch die Mitteilung des Ministeriums für Fi-
nanzen vom 10. November 2021 betr. Beschäftigungsbedingungen, Bezüge, Do-
tationen und Ausstattung der vom Land Baden-Württemberg aufgrund außertarif-
licher Sonderverträge Beschäftigten – Drucksache 17/1003, soweit sie den Einzel-
plan 05 berührt. 

Die zu dieser Einzelplanberatung schriftlich eingebrachten Änderungsanträge 
05/1 bis 05/6, 05/9 bis 05/21 sowie die Entschließungsanträge 05/7 und 05/8 sind 
diesem Bericht beigefügt (siehe Anlagen). 

Die Berichterstatterin erklärt, der Justizhaushalt sei per se ein recht technischer 
Haushalt, quasi ein Verwaltungshaushalt. Der wesentliche Teil des Haushalts be-
stehe nämlich aus Stellen und Mitteln zur Erfüllung der Pflichtaufgaben, die von 
außen vorgegeben seien und auch von den äußeren Umständen abhingen. In der 
Justiz sei dies die Zahl der Verfahren, im Justizvollzug die Zahl der Gefangenen 
und im Bereich der Migration die Zahl der Menschen, die in Baden-Württemberg 
ankämen.

Justiz und Justizvollzug machten allein 70 % der Kosten aus. Der Personalkos-
tenanteil betrage rund 52 % und die weiteren Auslagen in diesem Bereich noch 
einmal 17 %. Von den verbleibenden 30 % entfalle der größte Teil auf den neuen 
Geschäftsbereich Migration und auf sonstige Verwaltungskosten.

Die Kernaufgabe der Justiz bilde die Rechtsprechung. Diese Aufgabe sei perso-
nalintensiv. Bei der Berechnung dieser Personalkosten weise das Justizressort im 
Vergleich mit den anderen Ministerien eine Besonderheit auf. Es gebe nämlich 
nur in der Justiz das Personalbedarfsberechnungssystem namens PEBB§Y. Die-
ses System sei mit Unterstützung eines unabhängigen Sachverständigen einge-
führt worden. Mithilfe dieses Systems könne der Personalbedarf in der Justiz sehr 
transparent berechnet werden.

In der Justiz hätten in den letzten Jahren immer mehr elektronische Systeme ein-
gesetzt werden können, die für die Bürgerinnen und Bürger eine Vereinfachung 
beim Weg ins Gericht mit sich brächten. Gleichzeitig führten sie zu einer Ent-
lastung und damit zu einer Abfederung des Personalbedarfs. Zu nennen seien hier 
insbesondere das von Baden-Württemberg entwickelte und inzwischen bundes-
weit eingesetzte automatisierte Mahnverfahren, die elektronischen Registerver-
fahren und das elektronische Grundbuch.

Trotz dieser Effizienzgewinne bleibe es wichtig, dass die Justiz in der Fläche ver-
treten sei. Dies bedeute, dass die Gerichtsstandorte weiterhin erhalten blieben. 
Es sei eine Stärkung des ländlichen Raums, wenn die Gerichtsstandorte dort ver-
blieben.

Ein wichtiges Projekt sei die Einführung des elektronischen Rechtsverkehrs. Seit 
2018 könne der Schriftverkehr bei den Gerichten elektronisch eingereicht werden. 
Ab 2022 seien Rechtsanwälte dazu verpflichtet. Ab 2026 werde es ausschließlich 
elektronischen Rechtsverkehr geben. Dazu müssten in der Justiz über 12 000 Ar-
beitsplätze umgestellt werden. Hierbei handle es sich um eine große Aufgabe, die 
sich auch im Haushalt widerspiegle und die auch in den kommenden Haushalten 
ein Thema sein werde.

Ein weiteres großes Thema sei der Justizvollzug. Man wisse hier um die bau-
lichen Notwendigkeiten, die immer wieder ein Thema gewesen seien. Aber auch 
die Situation in den Haftanstalten erfordere eine gute personelle Ausstattung. 
Dem sei bereits in der letzten Legislatur mit über 420 neuen Stellen im Vollzug 
Rechnung getragen worden. In diesem Haushalt seien weitere 93 Stellen zur Ent-
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lastung der Haftplatzsituation und 37 Stellen für die bessere medizinische Be-
treuung und Versorgung vorgesehen. Gerade der letzte Punkt sei aufgrund der 
zunehmend schwierigeren psychischen Situation vieler Menschen sehr wichtig.

Ein erfreulicher Aspekt sei sicherlich, dass die Gerichte durch Gerichtskosten und 
Abschöpfungen durchaus auch steigende Einnahmen verzeichneten. So schließe 
der Haushaltsentwurf mit Gesamteinnahmen von rund 771 Millionen € ab. Dem 
stünden aber weiterhin erhebliche Gesamtausgaben und damit auch ein Zuschuss-
bedarf gegenüber.

In der Justiz und im Justizvollzug würden 285 neue Stellen geschaffen. Neben 
den bereits erwähnten Stellen im Vollzug würden vor allem bestimmte Bereiche 
in der Justiz gestärkt. Die Bekämpfung der Hasskriminalität, die Bekämpfung der 
sexualisierten Gewalt gegen Kinder und die Bekämpfung der Wirtschaftskrimi-
nalität führten zu einem Stellenaufwuchs. Für die Beschleunigung von Verfahren 
würden Stellen in Häusern des Jugendrechts, für das Modellprojekt „Beschleunig-
te Verfahren“, für eine Infrastrukturkammer des VGH und in Zivilgerichten für 
die Abarbeitung der Diesel-Klagewelle geschaffen.

Der Bereich der Migration sei ein neuer, großer Aufgabenbereich, der das Justiz-
ministerium sehr stark beschäftige. Auch hier würden mit dem Haushaltsentwurf 
wesentliche Verbesserungen in der Versorgung und der Ausstattung erreicht. Zu 
nennen seien beispielsweise WLAN-Anschlüsse oder auch die Verfahrensbera-
tung. Es lasse sich aber schon jetzt absehen, dass die aktuelle Entwicklung bei der 
Migration weitere Bedarfe über den jetzigen Haushaltsentwurf hinaus mit sich 
bringen werde. Hierbei handle es sich um ein gesamtgesellschaftliches Thema. 
Man sei hier zum einen den humanitären Aufgaben verpflichtet, die das Land 
annehme, aber zum anderen den europarechtlichen und bundesgesetzlichen Rege-
lungen, die das Migrationsrecht kennzeichnen.

(Redaktioneller Hinweis: Der Vorsitzende fragt im Folgenden 
bei jedem Aufruf nach Wortmeldungen. Dies wird angesichts der 
Vielzahl der Aufrufe nicht explizit im Protokoll wiedergegeben. 
Soweit also nach einem Aufruf keine Ausführungen zur Sache ver-
merkt sind, ist der Ausschuss ohne Wortmeldungen direkt in die 
Beschlussfassung eingetreten.)

Der Ausschuss nimmt von der Mitteilung Drucksache 17/1003, so-
weit diese den Einzelplan 05 betrifft, ohne Widerspruch Kenntnis.

Ferner nimmt der Ausschuss vom Vorwort sowie von den produkt-
orientierten Informationen ohne Widerspruch Kenntnis.

Kapitel 0501

Ministerium

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 05/9, 05/11 und 05/10 mit zur Be-
ratung auf. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD erkennt für seine Fraktion an, dass es der 
Justizministerin gelungen sei, für einen nennenswerten Stellenaufwuchs an den 
richtigen Stellen im Justizbereich zu sorgen. Die SPD würdige und unterstütze 
dies. Die 121 Stellen im richterlichen und im staatsanwaltschaftlichen Bereich 
seien auch dringend notwendig gewesen, wenn man sehe, vor welchen Heraus-
forderungen der Rechtsstaat stehe. Damit seien jetzt nicht nur die Diesel-Klagen 
gemeint, sondern auch die weitere erforderliche Rechtsetzung auf Bundesebene, 
die in Baden-Württemberg vollstreckt werden müsse.

Die Änderungsanträge der Regierungsfraktionen seien in Gänze unterstützens-
wert. Was die Sicherheit in den Gerichten angehe, dass es hier gelungen sei, 
nennenswerte Beträge in den Haushalt einzustellen, sei ebenfalls ein Anliegen der 
SPD, das von ihr in der letzten Legislaturperiode oftmals kundgetan worden sei.
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Die beiden Entschließungsanträge, die seine Fraktion gestellt habe, hätten ge-
wissermaßen eine Appellationsfunktion, um noch einmal auf zwei Bereiche be-
sonders hinzuweisen.

Der Entschließungsantrag 05/7 sei damit begründet, dass das Personal im Service-
bereich der baden-württembergischen Gerichte unter einer enormen Belastung 
stehe und dass es angesichts der neu geschaffenen Stellen im richterlichen und 
im staatsanwaltschaftlichen Bereich unabdingbar sei, die Geschäftsstellen der Ge-
richte in den kommenden Haushalten noch einmal deutlicher zu stärken.

Der zweite Entschließungsantrag 05/8 betreffe den Justizvollzug. Angesichts der 
Herausforderungen, die dem Justizvollzug in naher Zukunft bevorstünden, sei 
dies der Appell, im Laufe der Legislaturperiode in gemeinsamer Anstrengung für 
einen weiteren Stellenaufwuchs in diesem Bereich zu sorgen.

Abschließend dankt er der Justizministerin persönlich dafür, dass es ihr innerhalb 
der Landesregierung gelungen sei, den Bereich der Justiz zu stärken. Der Haus-
halt des Justizministeriums sei ein absolut gelungener Einzelplan.

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU dankt seinerseits für das Lob der SPD 
an die Justizministerin und damit verbunden an die Regierungsfraktionen für ihre 
Änderungsanträge. Die innere Sicherheit, über die beim Einzelplan des Innen-
ministeriums noch beraten werde – die Einstellungsoffensive der Polizei solle ja 
fortgesetzt werden –, und in diesem Zusammenhang die Justiz seien für die CDU 
sehr wichtige Themen.

Zu den Entschließungsanträgen der SPD verweist er darauf, das von der Bericht-
erstatterin angesprochene Personalbedarfsberechnungssystem PEBB§Y gebe es 
nur in der Justiz. Dieses System ermittle auf mathematisch-analytische Weise den 
Personalbedarf. Auf diesem Weg solle weitergegangen werden. Deshalb könne 
die CDU den Entschließungsanträgen der SPD-Fraktion nicht zustimmen, ohne 
einen Systembruch zu begehen. Dem Personalbedarf im Servicebereich werde 
auch durch neue Stellen im Haushalt 2022 Rechnung getragen. Dies führe zu 
einer leistungsstarken Justiz, und die Justizministerin und die Gerichte könnten 
entsprechend arbeiten.

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP schließt sich der Bewertung an, 
dass die Justiz in Fortsetzung der Entwicklungen in der vergangenen Legislatur-
periode mit dem Haushalt 2022 insgesamt eine Stärkung erfahre. Trotzdem seien 
die Bedarfe weiterhin groß und sei mit den Verbesserungen im Personalsektor 
sicherlich noch nicht alles erreicht, was angestrebt werden müsse.

Auch der Hinweis auf PEBB§Y greife zu kurz, denn dieses System sage nur et-
was zu den Bedarfen aus, die 2014 erhoben worden seien. Dies sei aber für die 
heutige Lage nicht mehr aussagekräftig. Die Bedarfe müssten vielmehr aktuali-
siert und an die neuen Verfahrensgegebenheiten, was z. B. die Bekämpfung von 
Hasskriminalität und Cyberkriminalität angehe, angepasst werden.

Nach wie vor gebe es durch die Ressortierung des Bereichs Migration im Justiz-
ministerium erhebliche Schwierigkeiten bei der Übertragung exekutiver Aufga-
ben in die Judikative. Dies sei trotz des wiederholten Verweises auf Thüringen 
sicherlich nicht der Weisheit letzter Schluss. Deswegen habe die FDP/DVP dies-
bezüglich auch entsprechende Anträge eingebracht.

Den Entschließungsanträgen der SPD-Fraktion werde die FDP/DVP zustimmen.

Ein Abgeordneter der Fraktion der AfD erklärt, auch die AfD-Fraktion habe er-
freut zur Kenntnis genommen, dass die Ministerin den Bereich Justiz deutlich 
habe stärken können.

Zum Thema Migration habe seine Fraktion jedoch eine andere Auffassung. Er 
widerspreche ausdrücklich der Aussage der Berichterstatterin zum Einzelplan 05, 
dass Baden-Württemberg hier einer humanitären Aufgabe verpflichtet sei, die es 
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annehme. Sehr viele der Kosten, die man im Staatshaushaltsplan im Bereich der 
Migration sehe, halte die AfD für ausgesprochen inhuman, und zwar nicht nur 
gegenüber den Migranten, die damit beglückt würden, sondern auch gegenüber 
der baden-württembergischen Bevölkerung.

Änderungsantrag 05/9 mehrheitlich abgelehnt.

Änderungsantrag 05/11 insgesamt mehrheitlich angenommen.

Änderungsantrag 05/10 insgesamt mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 0501 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 0502

Allgemeine Bewilligungen

Änderungsanträge 05/12 und 05/13 jeweils mehrheitlich angenom-
men.

Änderungsanträge 05/14 und 05/15 jeweils einstimmig angenom-
men.

Kapitel 0502 mit den beschlossenen Änderungen einstimmig ge-
nehmigt.

Kapitel 0503

Gerichte der ordentlichen Gerichtsbarkeit 
und Staatsanwaltschaften

Änderungsanträge 05/16 bis 05/18 jeweils einstimmig angenom-
men.

Kapitel 0503 mit den beschlossenen Änderungen einstimmig ge-
nehmigt.

Entschließungsantrag 05/7 mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 0504 bis Kapitel 0507 jeweils einstimmig genehmigt.

Kapitel 0508

Justizvollzugsanstalten

Änderungsanträge 05/19 und 05/20 jeweils einstimmig angenom-
men.

Kapitel 0508 mit den beschlossenen Änderungen einstimmig ge-
nehmigt.

Entschließungsantrag 05/8 mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 0509 bis Kapitel 0512 in gemeinsamer Abstimmung ein-
stimmig genehmigt.
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Kapitel 0521

Migration

Änderungsantrag 05/1 mehrheitlich abgelehnt.

Änderungsantrag 05/21 mehrheitlich angenommen.

Der Vorsitzende hält fest, dass sich durch die Zustimmung zu dem Änderungsan-
trag 05/21 eine Abstimmung über den Änderungsantrag 05/2 erübrige.

Änderungsanträge 05/3, 05/4 (insgesamt), 05/5 und 05/6 jeweils 
mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 0521 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Der Vorsitzende stellt fest, dass für den Bereich des Einzelplans 05 keine Wort-
meldungen zu Projekten vorlägen, die im Einzelplan 12 veranschlagt seien.

2.12.2021

Daniela Evers
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